
Interessenbekundung als Jugendschöffin / Jugendschöffe

Formular zur Aufnahme in die Vorschlagsliste für die Wahl als
Jugendschöffin/Jugendschöffe 

An
Stadt Jena
Fachdienst Recht
Am Anger 15
07743 Jena

Schöffenwahl für die Amtsperiode 2024 bis 2028
Angabe der notwendigen Daten, Einverständniserklärung und Versicherung nach § 44a 
DRiG

Ich interessiere mich für die Tätigkeit als Jugendschöffin/Jugendschöffe und bitte um
die Aufnahme in die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses. 
(Hinweis:  Jugendschöffen und Jugendhilfsschöffen sollen erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren
sein. Die gesetzlichen Anforderungen sind nicht zwingend an bestimmte Berufsgruppen gebunden. Anhaltspunkte für die
geforderte  jugenderzieherische  Erfahrung  können  sich  z.B.  ergeben  aus  länger  andauernder  beruflicher  oder
ehrenamtlicher  Betätigung  im  Bereich  von  Jugendverbänden  und  Jugendhilfe-  und  Jugendfreizeiteinrichtungen,  im
schulischen Bereich sowie im Rahmen privater Erziehungs- und Betreuungstätigkeit.)

Angaben zur Person*
(Bitte vollständig ausfüllen!)
Familienname, ggf. Geburtsname (bei Abweichung)

Vorname/n

Geburtsort (Gemeinde/Kreis) Geburtsdatum Staatsangehörigkeit

deutsch
Beruf (bei Mitarbeitern im öffentlichen Dienst auch Angabe der Tätigkeit)

Straße/Hausnummer Postleitzahl Ort der Hauptwohnung

frühere Schöffentätigkeiten Wann (Zeitraum) Wo

Telefon (freiwillige Angabe) E-Mail (freiwillige Angabe)

* Hinweis: Die gesetzlich notwendigen Daten werden veröffentlicht, wenn Sie von der Gemeindevertretung 
auf die Vorschlagsliste für Schöffen gewählt werden. Von Ihrer Anschrift wird nur der Wohnort mit PLZ, 
ggf. der Ortsteil, von Ihrem Geburtsdatum nur das Jahr veröffentlicht.
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Interessenbekundung als Jugendschöffin / Jugendschöffe

Mir ist bekannt, dass nach § 32 des Gerichtsverfassungsgesetzes folgende Personen
zum Schöffenamt unfähig sind, nämlich:
1. Personen,  die  infolge  Richterspruchs  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  nicht

besitzen  oder  wegen  einer  vorsätzlichen  Tat  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  mehr  als  sechs
Monaten verurteilt sind. 

2. Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat schwebt, die den Verlust der
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann.

Mir ist bekannt, dass nach § 33 des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht zum Amt eines Schöffen
berufen  werden  soll,  wer  aus  gesundheitlichen  Gründen  für  das  Amt  nicht  geeignet  ist,  die
deutsche Sprache nicht ausreichend beherrscht oder in Vermögensverfall geraten ist.

Hierzu gebe ich folgende Erklärung ab:
Die vorbenannten Tatbestände, die zur Unfähigkeit für das Schöffenamt führen, liegen in
meiner  Person  nicht  vor.  Ebenso  wenig  liegen  persönliche  Gründe  nach  §  33  des
Gerichtsverfassungsgesetzes bei mir vor. Ich bin mit der Einholung einer unbeschränkten
Auskunft aus dem Bundeszentralregister für Zwecke der Rechtspflege (§ 41 Abs. 1 Nr. 1
BZRG) durch das für die Schöffenwahl zuständige Gericht einverstanden.

Mir  ist  bekannt,  dass  nach  §  44a  des  Deutschen  Richtergesetzes  nicht  zu  dem  Amt  eines
ehrenamtlichen Richters berufen werden soll, wer:
1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat oder 
2. wegen einer Tätigkeit als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des 

Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik im Sinne des 
§ 6 Abs. 4 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) in der Fassung vom 18. Februar 2007 
(BGBl. I S. 162) oder als diesen Mitarbeitern nach § 6 Abs. 5 StUG gleichgestellte Person für 
das Amt eines ehrenamtlichen Richters nicht geeignet ist.

Hierzu gebe ich folgende Erklärung ab:
Ich  habe  nicht  gegen  die  Grundsätze  der  Menschlichkeit  oder  der  Rechtsstaatlichkeit
verstoßen.
Ich versichere hiermit, dass ich niemals in einem offiziellen Arbeits- oder Dienstverhältnis
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR gestanden habe,  niemals Offizier  im
besonderen  Einsatz  war  (Hauptamtlicher  Mitarbeiter),  mich  niemals  zur  Lieferung  von
Informationen an den Staatssicherheitsdienst  bereit  erklärt  habe (Inoffizielle Mitarbeiter),
niemals  zu  den  Personen  gehört  habe,  die  gegenüber  Mitarbeitern  des
Staatssicherheitsdienstes  hinsichtlich  deren  Tätigkeit  für  den  Staatssicherheitsdienst
rechtlich  oder  faktisch  weisungsbefugt  waren  und  niemals  inoffizieller  Mitarbeiter  des
Arbeitsgebietes I  der Kriminalpolizei  der Volkspolizei  war.  Ich bin mit der Einholung der
erforderlichen  Auskünfte  bei  der  Bundesbeauftragten  für  die  Unterlagen  des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden.
Ich bin mir bewusst, dass Schöffen als ehrenamtliche Richter einer Pflicht zur besonderen
Verfassungstreue unterliegen.  Ich erkläre,  dass ich mich zur freiheitlich demokratischen
Grundordnung der  Bundesrepublik  Deutschland bekenne und die  Grundentscheidungen
der Verfassung anerkenne.
Die Richtigkeit  der  vorstehend gemachten Angaben und Erklärungen bestätige  ich  mit  meiner
Unterschrift.

Ort: ____________________ Datum: ____________________

Unterschrift: ____________________
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Interessenbekundung als Jugendschöffin / Jugendschöffe

Ich habe folgende Erfahrungen in der Jugenderziehung:

Ich begründe die Bewerbung für das Amt wie folgt (freiwillige Angabe):

Für den Fall meiner Wahl bevorzuge ich das Amt einer Jugendschöffin/eines 
Jugendschöffen

am Amtsgericht

am Landgericht

(kurze Begründung). Ich weiß, dass der Schöffenwahlausschuss an meinen Wunsch nicht 
gebunden ist:

………………………………………….. 

(Ort/Datum, Unterschrift)

Von den beiliegenden Datenschutzhinweisen nach der Datenschutzgrundverordnung habe
ich  Kenntnis  genommen.  In  die  Erhebung,  Speicherung  und  Verarbeitung  meiner  mit
dieser  Erklärung  erhobenen  personenbezogenen  Daten  zum  Zwecke  der
ordnungsgemäßen  Auswahl  und  Berufung  der  ehrenamtlichen  Richter  in  der
Strafgerichtsbarkeit  willige  ich  ausdrücklich  ein.  Ich  bin  einverstanden,  dass  auch  die
freiwilligen  Daten  an  den  Jugendhilfeausschuss  und  den  Schöffenwahlausschuss
weitergegeben werden. Die Übermittlung darf nur zum Zweck der Schöffenwahl erfolgen.

………………………………………….. 

(Ort/Datum, Unterschrift)
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